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Der VKU ist mit einer Veröffentlichung seiner Stellungnahme (im Internet) einschließlich der personenbezogenen  

Daten einverstanden.  

Der Verband kommunaler Unternehmen e. V. (VKU) vertritt über 1.600 Stadtwerke und kommunalwirtschaftliche 

Unternehmen in den Bereichen Energie, Wasser/Abwasser, Abfallwirtschaft sowie Telekommunikation. Mit rund 

319.000 Beschäftigten wurden 2023 Umsatzerlöse von über 213 Milliarden Euro erwirtschaftet und mehr als 19 

Milliarden Euro investiert.  

 

In Nordrhein-Westfalen sind 340 kommunale Unternehmen im VKU organisiert. Die VKU-Mitgliedsunternehmen 

in Nordrhein-Westfalen leisten jährlich Investitionen in Höhe von rund 4 Milliarden Euro, erwirtschaften einen 

Umsatz von über 62 Milliarden Euro und sind wichtiger Arbeitgeber für über 75.000 Beschäftigte. 

 

Interessenvertretung: 

Der VKU ist registrierter Interessenvertreter und wird im Lobbyregister des Bundes unter der Registernummer: 

R000098 geführt. Der VKU betreibt Interessenvertretung auf der Grundlage des „Verhaltenskodex für 

Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter im Rahmen des Lobbyregistergesetzes“. 
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 STELLUNGNAHME 

zum Antrag der Fraktion der AfD „Infrastruktur und 
Bürger schützen – Abstandsflächen für 
Windindustrieanlagen jetzt!“ (Drucksache 18/17453) 
 
Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 19. Mai 2026 
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Die Landesgruppe Nordrhein-Westfalen im Verband kommunaler Unternehmen e. V. 

(VKU-Landesgruppe Nordrhein-Westfalen, VKU NRW) nimmt zu dem Antrag der Fraktion 

der AfD „Infrastruktur und Bürger schützen – Abstandsflächen für Windindustrieanlagen 

jetzt!“ (LT-Drs. 18/17453) wie folgt Stellung. 

 

Vorbemerkung 

Der Antrag zielt darauf ab, „zum Schutz vor Unfällen“ einen pauschalen Mindestabstand 

von 1.000 Metern für Windenergieanlagen zu Straßen, Bahngleisen, Einrichtungen der 

kritischen Infrastruktur sowie Wohn- und Gewerbebauten festzuschreiben und hierfür 

den Landesentwicklungsplan sowie einschlägige Gesetze, Verordnungen und Regelwerke 

anzupassen. Darüber hinaus werden Gutachten zur maximalen Wurfweite von 

Anlagenteilen (für heutige, höhere Anlagen), zu PFAS-Einträgen sowie zu möglichen 

Wertminderungen von Immobilien gefordert. 

 

Kommunale Unternehmen in Nordrhein-Westfalen stehen für eine sichere, bezahlbare 

und nachhaltige Energieversorgung. Sicherheit, Akzeptanz und Rechtssicherheit sind 

zentrale Voraussetzungen für Planung, Bau und Betrieb von Energieinfrastruktur. Gerade 

deshalb ist entscheidend, dass Instrumente zur Risikovorsorge zielgenau, verhältnismäßig 

und wirksam sind. 

 

Kernaussagen 

1. Ein pauschaler Mindestabstand von 1.000 m ist kein zielgenaues Instrument der 

Unfallprävention, da er ohne risikobasierte Differenzierung unabhängig von  

Standort-, Anlagen- und Schutzobjektkonstellationen greift; die Anlagen- und 

Betriebssicherheit von Windenergieanlagen ist bereits heute integraler Bestandteil 

des bestehenden Rechtsrahmens. 

2. Der Antrag stützt sich maßgeblich auf Einzelfälle (z. B. Sperrung der A44 nach 

Rotorblattschaden). Einzelfälle sind ernst zu nehmen, ersetzen aber keine belastbare 

risikobasierte Herleitung für eine landesweite starre Abstandsregel. 

3. Das Unfallgeschehen im Straßenverkehr wird überwiegend durch verhaltensbedingte 

Faktoren geprägt. Pauschale Abstände zu Windenergieanlagen setzen an diesen 

Ursachen nicht an und sind als generelles Verkehrssicherheitsinstrument ungeeignet. 

4. Aus gutachterlichen Wurfweiten- und Risikobetrachtungen lassen sich keine 

einheitlichen pauschalen Mindestabstände ableiten. Sie sprechen vielmehr für eine 

differenzierte, risikobasierte und einzelfallbezogene Bewertung. 

5. Der Antrag führt neben der unfallbezogenen Mindestabstandsforderung weitere 

Stränge an („weit größere Abstandsflächen“ wegen u. a. Infraschall sowie 

Umweltthemen) und fordert teils Gutachten; zu Infraschall liegen fachbehördliche 

Bewertungen vor, zu Mikroplastik verweisen Einordnungen auf verkehrsbezogene 

Eintragspfade, PFAS werden in mehreren Rechtsrahmen adressiert, und die Literatur 

zu Immobilienwerten ist heterogen. 
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6. Der geforderte Mindestabstand von 1.000 m ist zur Unfallvermeidung weder 

risikobasiert begründet noch zielgenau. Zugleich steht er in einem strukturellen 

Zielkonflikt mit den gesetzlich verankerten Ausbau‑ und Flächenzielen für die 

Windenergie (Flächenziele nach WindBG sowie Ausbauziele 115 GW (Bund) bzw. 

10,5 GW (NRW) bis 2030). 

 

Stellungnahme im Einzelnen 

 

I. Allgemeine Bewertung 

 

Der Antrag setzt auf eine starre, allgemeingültige Abstandsvorgabe (1.000 Meter) zu 

Straßen, Bahngleisen, kritischer Infrastruktur sowie Wohn- und Gewerbebauten. Damit 

werden sehr unterschiedliche Konstellationen über einen einzigen Schwellenwert 

geregelt – unabhängig davon, ob es sich etwa um eine Autobahn oder untergeordnete 

Straße handelt, um eine einzelne Leitung oder eine komplexe Anlage kritischer 

Infrastruktur, um dichte Bebauung oder Einzelgebäude. 

 

Kernproblem ist die Pauschalierung: Sie ersetzt die gebotene Differenzierung nach 

Schutzobjekt, Standort, Anlagentyp und Risikolage durch einen einheitlichen 

Abstandswert. Dem Antrag fehlt eine nachvollziehbare, risikobasierte Begründung, 

warum ein starrer 1.000-m-Wert für alle Schutzgüter gleichermaßen geeignet und 

erforderlich sein soll. Aus Sicht kommunaler Unternehmen ist entscheidend, dass Risiken 

dort adressiert werden, wo sie entstehen – mit passgenauen Auflagen statt mit starren 

Schwellenwerten. 

 

Hinzu kommt: Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen sind nach § 5 BImSchG 

verpflichtet, Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass schädliche 

Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche 

Belästigungen nicht hervorgerufen werden können, und Vorsorge nach dem Stand der 

Technik zu treffen. 

 

Das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren nach der 9. BImSchV stellt 

sicher, dass die hierfür maßgeblichen Genehmigungsvoraussetzungen geprüft werden; es 

verlangt insbesondere die Vorlage der erforderlichen Antragsunterlagen, einschließlich 

Angaben zu Schutzmaßnahmen sowie – wo der Einzelfall es verlangt – der Einbindung von 

Sachverständigen. 

 

Für die bautechnische Standsicherheit und die sicherheitstechnische Auslegung von 

Windenergieanlagen ist die DIBt-Richtlinie „Windenergieanlagen – Einwirkungen und 

Standsicherheitsnachweise für Turm und Gründung“ als anerkannte technische Regel 

maßgeblich; sie verweist auf einschlägige Sicherheitsanforderungen und bildet die 

Grundlage für Prüf- und Kontrollanforderungen im Rahmen des Bauordnungs- und 

Genehmigungsrechts. 
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II. Unfallprävention 

 

Der Antrag begründet die Forderung nach einem 1.000-m-Mindestabstand maßgeblich 

mit Einzelfällen. Konkret wird unter anderem die Sperrung der A44 am 07.01.2026 nach 

dem Bruch eines Rotorblattes einer Windenergieanlage im Windpark Bedburg A44n 

angeführt. 

 

Solche Ereignisse sind ernst zu nehmen – und müssen sauber aufgearbeitet werden. Sie 

können jedoch keine tragfähige Grundlage für eine flächendeckende Regel bilden, solange 

sie nicht in eine belastbare Bewertung von Eintrittswahrscheinlichkeit und 

Schadensfolgen eingeordnet werden. Bei rund 30.000 Windenergieanlagen in 

Deutschland geht der TÜV-Verband von rund 50 gravierenden Schäden pro Jahr aus. 

Schwere Ereignisse bleiben damit selten; eine landesweite Pauschalnorm lässt sich daraus 

allein nicht ableiten. 

 

Der hohe Stellenwert von Sicherheitsbelangen ersetzt nicht die erforderliche tragfähige 

Begründung für pauschale Eingriffe. Der Antrag legt nicht dar, weshalb die bestehenden, 

auf den Einzelfall zugeschnittenen Instrumente des Genehmigungs- und 

Überwachungsrechts (Prüfungen, Auflagen, Kontrollen) nicht ausreichen. Ein zusätzlicher 

Sicherheitsgewinn ist daher vorrangig durch zielgenaue Prüf-, Überwachungs- und 

Meldeanforderungen zu erwarten, nicht durch eine starre Abstandsnorm. 

 

III. Verkehrssicherheit 

 

Der Antrag stellt die Gefährdung des Straßen- und Schienenverkehrs durch 

Windenergieanlagen in den Mittelpunkt. Aus Sicht der Verkehrssicherheitsforschung sind 

für das Unfallgeschehen jedoch überwiegend verhaltensbedingte Ursachen maßgeblich. 

Nach Auswertungen der Unfallforschung der Versicherer (UDV) zählen insbesondere nicht 

angepasste Geschwindigkeit, ungenügender Sicherheitsabstand und Fehler beim 

Überholen zu den häufigsten Unfallursachen auf Bundesautobahnen. 

 

Eine Abstandsvorgabe zu Windenergieanlagen setzt an diesen zentralen Risikofaktoren 

nicht an. Sie ist daher als generelles Instrument zur Erhöhung der Verkehrssicherheit nicht 

überzeugend begründet, zumal ein Wirkzusammenhang zwischen Abstand und 

Unfallvermeidung nicht belegt wird. 

 

IV. Gutachten und Wurfweiten 

 

Der Antrag stützt den geforderten 1.000-m-Mindestabstand unter anderem auf einen aus 

dem Veenker-Gutachten abgeleiteten Wert (995 m) und fordert dessen Übertragung auf 

heutige, höhere Anlagen. Dabei wird die Systematik des Gutachtens verkürzt 

wiedergegeben. Dieses basiert auf einer probabilistischen, szenariobezogenen 

Risikobewertung verschiedener Versagensfälle (u. a. Rotorblattabwurf, Eiswurf, 

Turmbruch) und leitet daraus bewusst konservative Mindestabstände ab. Zugleich sieht 
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der Ansatz ausdrücklich vor, bei Unterschreitung dieser Abstände Einzelfallprüfungen 

unter Berücksichtigung standort- und anlagenbezogener Sicherungsmaßnahmen 

vorzunehmen. 

 

Das Gutachten legt ein differenziertes, objekt‑ und standortbezogenes Vorgehen 

zugrunde; daraus lässt sich kein politisch festgesetzter Einheitsabstand ableiten. Eine 

pauschale Abstandsnorm blendet Eintrittswahrscheinlichkeiten, technische Standards 

und gezielte Auflagen aus und ist damit nicht überzeugend begründet. 

 

V. Infraschall, Mikroplastik, PFAS und Immobilienwerte 

 

Der Antrag führt neben der unfallbezogenen Mindestabstandsforderung weitere Aspekte 

an. Er verweist dabei einerseits auf „weit größere Abstandsflächen“, die u. a. Schutz vor 

Infraschall, Schlagschatten, nächtlichen Blinklichtern und Wertverlust gewährleisten 

sollen. Andererseits behauptet er, Risiken durch Infraschall sowie Umweltbelastungen 

durch Mikroplastik würden bislang nicht ausreichend berücksichtigt. Darüber hinaus 

fordert der Antrag gutachterliche Klärungen zu PFAS-Einträgen sowie zu möglichen 

Wertminderungen von Immobilien. 

 

Zum Thema Infraschall stehen den im Antrag formulierten Risikobehauptungen 

fachbehördliche Bewertungen gegenüber. Nach Einschätzung des Umweltbundesamts 

und des nordrhein-westfälischen Umweltministeriums liegen keine stichhaltigen 

Hinweise auf gesundheitliche Beeinträchtigungen durch den von Windenergieanlagen 

ausgehenden Infraschall vor. 

 

Die weiteren im Antrag angesprochenen Themen sind fachlich getrennt zu bewerten. 

Beim Thema Mikroplastik verweisen fachliche Einordnungen darauf, dass zentrale 

Eintragspfade insbesondere im Bereich des Straßenverkehrs (Reifen- und 

Fahrbahnabrieb) liegen. PFAS sind ein in mehreren Rechtsrahmen adressiertes Stofffeld; 

bestehende Regelungen und laufende europäische Verfahren betreffen die Bewertung 

und Begrenzung solcher Stoffe. Mögliche Effekte auf Immobilienwerte werden in der 

Literatur unterschiedlich beurteilt und hängen stark von Standort- und 

Marktbedingungen ab; pauschale Schlussfolgerungen sind daraus nicht ableitbar. 

 

VI. Schlussfolgerung 

 

Im Ergebnis überzeugt der Antrag in seiner zentralen Stoßrichtung nicht. Er setzt mit 

einem pauschalen Mindestabstand von 1.000 m auf ein Instrument mit erheblicher 

Eingriffstiefe, ohne eine belastbare, risikobasierte Begründung im Hinblick auf das 

erklärte Ziel der Unfallvermeidung zu liefern. 

 

Der Antrag verkennt zudem, dass sicherheitsrelevante Risiken bereits heute systematisch 

über bestehende Betreiberpflichten sowie Genehmigungs-, Überwachungs- und 

Prüfanforderungen adressiert werden. Warum diese zielgenauen Instrumente nicht 

ausreichen sollen, bleibt im Antrag unbeantwortet. 
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Schließlich steht die starre Abstandsvorgabe in einem klaren Zielkonflikt mit den 

gesetzlichen Ausbau- und Flächenzielen für die Windenergie. Auf Bundesebene sind ein 

2-Prozent-Flächenziel bis 2032 sowie ein Ausbauziel von 115 GW Windenergie an Land bis 

2030 festgelegt; Nordrhein-Westfalen konkretisiert dies mit einem Flächenziel von 1,8 

Prozent bis 2032 und dem Ziel von mindestens 10,5 GW installierter Windleistung bis 

2030. Ein starres Abstandsregime würde die Planungs- und Flächenkulisse weiter 

verengen und die Zielerreichung erschweren, ohne dass ein proportionaler 

Sicherheitsnutzen belegt ist. 

 

Die VKU-Landesgruppe Nordrhein-Westfalen lehnt den Antrag der AfD-Fraktion daher ab. 

Der geforderte Mindestabstand von 1.000 m ist gemessen am Antragssachziel nicht 

hinreichend begründet, nicht zielgenau und unverhältnismäßig. 
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